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tionären Wunderglauben irgendwelches Zugeständnis
zu machen, in allen seinen Debatten und Entschlüssen
eine Einmütigkeit zum Ausdruck, wie wir sie seit Jahren
nicht mehr erlebten. Das haben wir nlcnt zuletzt dem
frechen Toben der Reaktion zu verdanken, die ihre
Absichten in letzter Zeit mit allzu offener Schamlosigkeit
verkündet und so die Sammlung der proletarischen
Kräfte aufs nachhaltigste gefördert hat. Wie schon so
oft, hat sich auch diesmal an der kapitalistischen
Gesellschaft das Dichterwort bewahrheitet: Ich bin ein
Teil von jener Kraft, die stets das Böse will und stets
das Gute schafft.

Der Verlauf des Gewerkschaftskongresses hat einen
sehr fühlbaren Umschwung zum Bessern eingeleitet. Er
darf als der Anfang einer verheissungsvollen neuen
Entwicklungsperiode der schweizeriscwen
Arbeiterbewegung betrachtet werden, in deren Verlauf auch
die politische Wiedervereinigung der Arbeiterklasse
Tatsache werden wird.

« Basler Vorwärts » (kommunistisch).
Die Unternehmer, die ganze bürgerliche Gesellschaft

darf zufrieden sein. Die Durchführung dieser
Kongressbeschlüsse wird ihre Ruhe nicht besonders
stören. Die Einheitsfront von Dürr bis Reichmann ist auf
gewerkschaftlichem Boden hergestellt. Es ist die
Einheitsfront des Reformismus.

« Rote Fahne », Berlin (kommunistisch).
In Bern tagte am Sonnabend und Sonntag der

ausserordentliche Kongress des Schweizerischen
Gewerkschaftsbundes, der sich u. a. mit der Frage der Verlängerung

der 48stundenwoche befasste und sich in einer
Entschliessung scharf dagegen aussprach und äusserte,
dass es sich hierbei um eine reaktionäre Strömung
handle. Die Industrie werde nicht durch die 48stundcn-
woche ruiniert, sondern durch die jetzige Krise, die
eine Folge des Weltkrieges und der Friedensverträge
sei. Die Wiederherstellung normaler Verhältnisse hänge
von der Revision der Friedensverträge ab. Aus diesem
Grunde sei deshalb eine Abänderung des schweizerischen

Fabrikgesetzes unbegründet und der Kongress
verlange daher nach wie vor die 48stundenwoche.

«Neue Zürcher Zeitung» (bürgerlich).
Der ausserordentliche Gewerkschaftskongress, der

am 27. und 28. Mai in Bern stattfand, hat den
Kommunisten eine empfindliche Niederlage gebracht. Diese
ist für die Betroffenen um so peinlicher, da von ihnen
selbst die Initiative zur Einberufung des Kongresses,
der eine Abrechnung mit der « reformistischen Gewerk-
schaftsbureaukratie» werden sollte, ausgegangen war.
Die vom Bundeskomitee trotz allen Protesten durchgesetzte

mehrmonatige Hinausschiebung des Kongresstermins
ist nicht eine der letzten Ursachen für die relativ

kühle Atmosphäre, in der die Treibhausblüten der
kommunistischen Kampfforderungen erfroren sind. Als die
Moskauer ihr Einberufungsbegehren lancierten, gedachten

sie, sich die Bestürzung der Arbeiterschaft über die
Folgen der Wirtschaftskrise zunutze zu machen, um
die Führung der Gewerkschaften im Kampfe gegen die
« Reaktion » in die Hände zu bekommen; aber auf der
Gegenseite war man wachsam und nahm sich Zeit, das
Terrain in einer Weise vorzubereiten, dass Ueberra-
schungsmanöver misslingen mussten. Im entscheidenden

Augenblick haben in Bern die Anträge des Bundes-
komitees^ gegenüber denen der kommunistischen Opposition

mit 181 gegen 30 Stimmen obenaufgeschwungen.

« Zürcher Volkszeitung » (bürgerlich).
In der Bundesstadt tagte der Kongress des

Schweizerischen Gewerkschaftsbundes.

Die Resolutionen, die er fasste, sind ein Musterbeispiel

dafür, wie leicht man sich in gewissen Kreisen
das Urteil über die Ursachen und die Mittel zur Behebung

der wirtschaftlichen Krise macht, wie die schwierige

Lage des Landes gerade gut genug ist, um Anlass
zu einigen propagandistischen Auslassungen zu geben.
Zuerst befasste man sich mit dem Traktandum:
Arbeitslosenfürsorge und Arbeitslosenversicherung. Es ist
klar, dass die Entschliessungen des Kongresses nach
dieser Seite hin von Forderungen an die (bekanntlich
übervolle!) Staatskasse nur so triefen.

« Schweiz. Spezereihändlerzeitung ».

Der Schweiz. Gewerkschaftsbund hat am letzten
Scnntag in Bern getagt, Reden angehört und Resolutionen

gefasst. So eine gegen die Verlängerung der
Arbeitszeit und eine gegen den Lohnabbau. Ein ganzes
Büschel Forderungen ist aufgestellt worden. Wieder
einmal diejenige der Festsetzung einer maximalen
Gewinnmarge für «Artikel des Lebensbedarfs». Es braucht
schon eine ziemliche Unverfrorenheit, um diese Forderung

auch" jetzt noch aufzustellen. Sie zielt übrigens
dorthin, wo auch die Einführung einer Bundessteuer
für die hohen Vermögen und Einkommen, die
Vermögensabgabe und das Getreidemonopol hinauswollen:
Schritt um Schritt dem Staatssozialismus näher zu
kommen. Davon haben wir nun wahrlich jetzt schon ge-
nusr!

Aus schweizerischen Verbänden.

Bauarbeiter. Der Streik der Steinarbeiter in Zürich
ist- nach vierwöchiger Dauer zum Abschluss gekommen.
An Stelle eines 15prozentigen Lohnabbaus (30 bis 37 Rp.
pro Stunde), w?e ihn die Unternehmer hatten diktieren
wollen, bleibt es bei einer Reduktion von 20 Rp. pro
Stunde. Vor dem 1. April 1923 darf ein weiterer Lohnabbau

nicht erfolgen. Der Achtstundentag bleibt wie
bisher bestehen. So konnte die Bewegung, trotzdem auch
hier in einigen Fällen Streikbrecherdienste geleistet wurden,

zu einem günstigen Ende geführt werden.

Holzarbeiter. Ende Mai wurde die Holzarbeiter-
Aussperrung nach hartnäckigen Verhandlungen durch
eine Vereinbarung folgenden Inhalts beigelegt-

Mit der Wiederaufnahme der Arbeit tritt ein
Lohnabbau von 10 Rp. pro Stunde ein. Ab 1. Juli 1922 erfolgt
ein weiterer Lohnabbau, der auch für die Sektion Kreuzungen

des Meisterverbandes Geltung hat, von 5 Rp. pro
Stunde. Die seit 1. Januar bereits vorgenommenen
Lohnreduktionen kommen in Anrechnung. Wo der
Arbeitslohn weniger als Fr. 1.30 pro Stunde beträgt, tritt
nur *ün Lohnabbau von 10 Rp. ein. Vor dem 1. Dezember

tritt kein Lohnabbau mehr ein, sofern nicht eine
wesentliche Verschlechterung der Konjunktur eintritt.
Massregelungen werden nicht vorgenommen. Die Arbeit
wird am 6. Juni wieder aufgenommen.

Metallarbeiter. Konflikt bei Winkler, Fallert & Co.,
A.-G. Am 9. Juni ist durch Vermittlung des bernischeu
Gemeinderates eine Verständigung folgenden Inhalts
zustande gekommen:

Der Abbau der Teuerungszulagen wird nach
Vorschlag der Firma vorgenommen, mit der Abänderung,
dass für das vierte und jedes weitere Kind des Arbeiters
noch je Fr. 2.— pro Zahltag bis zum 30. September 1922
bezahlt werden. Die Aron der Firma vorgeschlagenen
Löhne werden in dem Sinne modifiziert, dass die Löhne
der Ledigen und der Verheirateten ohne Kinder um
weniges mehr, die Löhne der Verheirateten mit Kindern
etwas weniger reduziert werden; der gesamte Lohnabbau
soll 1.3 Rp. pro Stunde und Arbeiter nicht übersteigen.
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Massregelungen werden nicht vorgenommen. NeueArbeiter worden erst eingestellt, wenn keine der imAusstand befindlichen jetzigen Arbeiter mehr arbeitslos sindDie obigen Lohne gelten bis Ende September 1922; auf1. Oktober erfolgt ein weiterer Lohnabbau von 5 Prozent
• ^«Jfcerverband. Anfang Mai führte der Schweizerische

Musikerverband unter seinen Mitgliedern eine Ur-
• StSSt1 d™ Anschluss an den Schweizerischen

Sigte: ' diG f0]Sendes Ergebnis

7,ttiUT?i°t0iKe Stim™ett1-513; Ein^gangene Stimmzettel
331. Davon haben tur den Anschluss gestimmt164, gegen den Anschluss 167. Dieser ist somit abgelehnt

Textilarbeiter. Dem im Umfang von über 100 Seiten
erschienenen Jahresbericht 1921 entnehmen wir diefolgenden Angaben:

¦mf 5?9,«itfflHd1cr??hl ist von 22'180 am 1- Januar 1921auf 16,208 am 31. Dezember 1921 zurückgegangen; eineErscheinung die angesichts der Krise nicht überrascht.Die Verbandskasse bezahlte bei 120,297 Unterstützungstagen
einen Gesamtbetrag von Fr. 313,950.— für

Arbeitslosenunterstützung.

• i00'™5^^ enthält weiter Angaben über" die Krise
¦n™

F-- rIndustrie über die Kosten der Lebenshai-
ighr f1' S?i Erwirkungen der Krise auf die

gewerkschaftliche latigkeit und über Abwehrbewegungen undKampfe Es landen in 209 Betrieben 133 Bewegungen
S ßcÄ? f ' +a-r d.enen 24'838 Beschäftigte (davon15,69.» Frauen) beteiligt waren. 48 Bewegungen brachten

einen vollen Erfolg, 46 einen teilweisen Erfolg 36
SdfJ I7gs% ^nd drei wurden im. Berichtsjahre Seht
SeS 17'8i3 Personen mussten einen Lohnabbau von*r. 7.66 pro Person und Woche annehmen; für 11277Personen konnte ein solcher von Fr. 4.42 pro Person undWoche verhindert werden. Für 160 Beschäftigte wurdeeine Lohnerhöhung von Fr. 3.12 pro Woche erkämpft
f rat%i Q^^tVeÄe:Un? ^ 3 Stunden 55 Minutentrat lur 9175 Beschäftigte ein, für 461 Personen konnteeine solche von 2% Stunden abgewehrt werden. Eint
Verkürzung der Arbeitszeit wurde für 69 Personen, undzwar 8^ Stunden pro Person und Woche, erkämpftWeitere Angaben enthält der Bericht über dieinternationalen Beziehungen, Verbandsorgan, Bildungswesen
ria?Ä^ ?entral7orstandes und des Zentrafsekreta-
nates, der Kreissekretariate usw

Fr ±>{fq_fnnahmen der allgemeinen Kasse betrugenur, 4o5,377— (davon aus Beiträgen Fr. 413,928—) DieAusgaben betrugen Fr 335,138.- (Streikunterstützung
v- +« i'i18"/~ Massregelungsunterstützung Fr. 9179 —Äerstutzung Fr. 9068.-, sachliche Verwaltung*t. 4<',591.—, persönliche Verwaltung Fr. 118 871— Vpi-SSÄ?43^ Dif all^^eine Kasse schliesstmit emem Emnahmenuberschuss von Fr. 120 238— ab

undÄfT We^St ^ F£ 305>874- Einnahmenund 1^319 802.- Ausgaben, ein Defizit von Fr. 13,925.—aut jjas Cresamtvermögen des Verbandes belief' sichEnde Dezember auf Fr. 600,557.—
Die_ Aussperrung bei der Firma Rohner in Prattelnnte in einer Ein i«inmnmrKfln.iin*.~ ..— -.n i/.si

lS? 204Jnunorganisiert. An Männer wurden 3283, anFrauen 90p Auskünfte erteilt. Insgesamt wurde durch
vermmelt

tariat dne Summe VOn Fr" 26'000--

karUlT^MV%^lheit^uni0^ Uond das GewerkschafHs-
richj für X?t! fe ei^n 6^ S?iten ^fassendenBericht tur das Jahr 1921. Er orientiert über die Tätigkeitder verschiedenen Organe, Versammlungen und Demonstrationen sowie über die bekannten Forderungen zur
ImAb chS? ' 4bW<$r^mpfa TArTbacher AusscK uswim Abschnitt über Krise und Arbeitslosigkeit wirdfestgestellt, dass de kapitalistische Wirtschaft Im Ende
difriatTS Se-\?ne daSS man sich die Mühe nimmtdie Tatsachen richtig zu würdigen. Jedenfalls hat mant pS? Ja«™* die Basier Kommunisten bald
am Ende ihres Lateins angelangt sein werden. Die Mit-
föSSä'ÄwlLäE"^ 16'705 -*»»w£.

Em weiterer Abschnitt des Berichtes orientiert überÄÄr str+eiis/ d7en 42 in 4i5 S&uKS
mit ^dSJ beschäftigten stattfanden.
a /)as Arbeitersekretariat erteilte an 1962 Personen
«UgS;Se;te.aVOn Wai'en j228 0r^anisierte und 734 Un

Die /iehlBirWJtSlieh im Berichtsjahre 4675 Bände aus.
wissen-PhJr Bildungsvortrage erreichte 287. (Natur-ZÄÄ Georgraphie 42, Geschichte, Le-bensbe.chr 33, Soziologie, Gesetze, Tagesfragen 73 Genossenschaftswesen 16, Arbeiterbewegung !i* KunstFührungen usw. 42). UUl1)

l-««-«+« •—r"^-t^"-f "^i uex i-*-r-7reo nonner inKonnte in einer EinigungsVerhandlung vom 19 Maibeigelegt werden. An Stelle einer 10- bis 12prozentigenLohnreduktion tritt nur eine solche von 5 Prozent efn
Es dürfen keine Massregelungen stattfinden. Alle Kün-
dSSSfü ^* gängig gemach*- Durch die SoH-daritat der Arbeiterschaft war es möglich, den Abwehr-
lÄ^f^SlÄ.88«^1 und die Plä»e der u^-
non

^a/*gau;. D/s Arbeitersekretariat hatte im verflossenenJahre die folgenden Frequenzen zu verzeichnen
von bno^famt,WUrAde? -4188 Konsultationen erteüt Da-
JsL wo^Äen Arbeits- und Dienstvertrag 1415 Un-
ure SS Revch*ssa,ehen 748 und Fragen allgemeiner Natur3106. Von den Auskunftsuchenden waren 3517Schweizer und 671 Ausländer. 2147 waren organisiert

laria1%?ar!S Arbf^Sekretariat. Das ArbeitersekretariatSt. Gallen ist laut Jahresbericht 1921 wie folgtfrequentiert worden: gx

i„ ADlG InsJitution wurde von insgesamt 2228 Personenin Anspruch genommen (im Vorjahre 1643 Personen)
die Zahl der erteilten Auskünfte ist von 2411 auf 3455angewachsen Von den Auskunftsuchenden waren 1163

«JSÄtÄ^ b.etrafen die Arbeitslosen-
wesen 315

g ' U Dienstvertrag 550, das Armen-

-nm^TT dem Arbeitersekretariat der Union wurden
SS LAfÄek/+etariat 1er, Bauarbeiter an 950 KHenten
768 Konten1 11«*°? !*#"***, ^ Textilarbeiter an
V TT TT il?5T^A.uskun±te und vom Sekretariat desV.H. T.L. an 221 Klienten 288 Auskünfte erteilt
Droirq^lT+Un^i^rfce?:^rS^ar'a^ Dem Jahresbericht

Sp &} r ^6n ^ir- die fol&enden Angaben:^d-vÄmSo18^11 hier stark zurückgegan-
Artm ?9+9811ai?f 51?8- Die Matllarbeitergewerkschaft
auf= 961 au? Gmen Mi^liö»ückgalg von 1736

iahre ein?7(;!1^rSkunftSte11? ?atte gegenüber dem Vor-jaJire eine Zunahme zu verzeichnen; die Zahl der AudiVuzen stieg von 3306 auf 4501, davon warin 1308ffiliehe Auskünfte. 1822 Fälle betrafen die Arbeitslosen.lursprge, 814 den Dienst- und Lehrvertrag, un1658 dieUnfallversicherung; die übrigen Auskünfte verteiltensich auf verschiedene Rechtsgebiete. Von den Auskunft
suchenden waren 2697 Schweizerbürger und 543 Aualfa.

Die Jahresrechnung weist bei einer Einnahmen
F™4V- auV2'092- Ginen Ei^ahmenübersZss von

und^^St^£tf^ SÄ
-nßß?e M^iederzahl hat sich um 2477 vermindert- vonSSE "Äff* Bezemh™ 1920, ist sie auf 18.192 Ende Dezember 1921 zurückgegangen. Den stärksten Rückgang
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weisen die Metallarbeiter (800), die Bauarbeiter (738)
und die Handels-, Transport- und Lebensmittelarbeiter
(420) auf; zugenommen haben die kantonalen Angestellten

(211) und die Steinarbeiter (140). Von den 18,192
Mitgliedern sind 2464 Frauen. Die höchste Mitgliederzahl

hatte die Union im Jahre 1918 erreicht (22,182).
Der Bericht unterrichtet ferner über die Tätigkeit

des Unionsvorstandes und der übrigen Organe der
Arbeiterunion, über die Tätigkeit des Bildungsausschusses
und der Zentralbibliothek. Hier sei angeführt, dass im
Berichtsjahr total 29,631 Bücher ausgeliehen wurden.

Im Bericht des Gewerkschaftskartells wird Auskunft
gegeben über die Tätigkeit des Vorstandes dieser Abteilung

und des Sekretariates hinsichtlich Arbeitslosenfürsorge,
Lohnabbau, Steuerpflicht der Gewerkschaften usw.

Die Auskunftstelle weist eine Frequenz von 4784 Klienten
auf; diese holten sich in 6114 Fällen Rat. 15,767

Audienzen waren dazu notwendig. Die Grosszahl der
Audienzen betraf Lohnfragen (3538), Kündigungen
(2489), Arbeitslosenfürsorge (2332) und Forderungen
(1450). Von den Auskunftsuchenden waren 2615 Organisierte

und 1880 Unorganisierte.
Die Jahresrechnung der Arbeiterunion schliesst mit

einem Ausgabenüberschuss von Fr. 858.— ab (bei Einnahmen
im Betrage von Fr. 6512.—). Das Gewerkschaftskartell

verzeichnet bei einer Gesamteinnahme von Franken
50,006.— einen Ueberschuss von Fr. 2352.—.

Zürcher Oberland. Arbeitersekretariat. Das
Arbeitersekretariat des Zürcher Oberlandes hatte laut Jahresbericht

1921 folgende Frequenz aufzuweisen:
Total der Klienten 4553 (3179 Männer und 1374

Frauen). Davon waren 4139 Schweizer und 360 Ausländer;
2978 waren organisiert und 1575 unorganisiert.

Von den 11,000 Audienzen betrafen 10,532 das Zivilrecht

(davon 4727 gewerbliche Streitsachen) und 408 das
Strafrecht.

Die Betriebskasse des Sekretariats schliesst bei Fr.
2608.— Einnahmen mit einem Passivsaldo von Fr. 18.— ab.
Die Jahresrechnung des Arbeiter-Sekretariatsverbandes
verzeichnete im Berichtsjahr Fr. 23,934.— Einnahmen und
Fr. 21,185.— Ausgaben; das Vermögen belief sich Ende
Dezember 1921 auf Fr. 7943.—.

Gewerkschaftliche Deiegiertenuersammiungen.

Eisenbahner. Unter dem Vorsitz von Hauenstein
(Zürich) fand am 17. und 18. Juni in Bern die IV.
Abgeordnetenversammlung des Schweizerischen Eisenbahnerverbandes

statt. Das Protokoll der letzten Abgeordnetenversammlung

wurde genehmigt, ebenso Jahresbericht
und Jahresrechnung. Ein Antrag Zeli auf Differenzierung

der Verbandsbeiträge, ein Antrag Scherrer auf
Reduktion der Taggelder und ein Antrag Stauber auf
Reduktion der Zahl der 'Abgeordneten wurden abgelehnt,
da sie zum Teil unzweckmässig und verfrüht oder
bereits gegenstandslos waren. Als Verbandspräsident
wurde Genosse Beck bestätigt, als tessinischer Sekretär
Genosse Zeli definitiv gewählt. Das Budget wurde
einstimmig genehmigt und der Jahresbeitrag auf Fr. 16.—
festgesetzt. Genosse Beck orientierte darauf über die
Schaffung eines Lungensanatoriums für tuberkulöse
Eisenbahner. Aus finanziellen Erwägungen kann
augenblicklich die Verwirklichung nicht an die Hand genom-mä werden, doch soll die Frage weitergeprüft werden.

Generalsekretär Bratschi referierte über die
gewerkschaftliche Situation, indem er besonders auf
die Reorganisation der Bundesbahnen, die Arbeitszeit-
irage,das neue Besoldungsgesetz, die Teuerungszulagen
und die Lex Häberlin eintrat. Die Teuerungszulagen
waren Gegenstand eines weiteren Referates, in dem

der Referent betonte, dass sich der Verband mit allen zur
Verfügung stehenden Mitteln einem verfrühten und
ungerechtfertigten Lohnabbau widersetzen werde. An der
Diskussion beteiligten sich Votanten aus allen Kreisen
des Personals. Einmütig wurde die bisherige Stellungnahme

der Verbandsbehörden gutgeheissen. In allen
Voten kam der feste Wille zum Ausdruck, mit aller Kraft
für auskömmliche und annehmbare Arbeitsbedingungen
einzustehen. Eine Resolution, die den Kampf gegen jede
Arbeitszeitverlängerung ankündet, die Verantwortung
für die Lohnabbaupolitik der Bundesbehörden ablehnt
und die sofortige Inkraftsetzung des Besoldungsgesetzes
fordert, wurde einstimmig angenommen.

Heizer und Maschinisten. Pfingsten 1922 hielt der
Heizer- und Maschinistenverband in Bern seine
Delegiertenversammlung ab. Vorgängig fand eine Zusammenkunft

der Anhänger des Gewerkschaftsbundes statt, an
der 45 Verbandssektionen durch 86 Mitglieder vertreten
waren. Es wurde eine Resolution folgenden Inhalts
angenommen:

Die Vorversammlung des Verbandstages der Heizer
und Maschinisten der Schweiz stellt nach Anhörung des
Berichtes des Initiativkomitees in Lausanne fest, dass die
Interessen der Heizer und Maschinisten nur innerhalb
des Gewerkschaftsbundes wahrgenommen werden können.

Sie appelliert an die Sektionen, innert kürzester
Frist Versammlungen einzuberufen und die Gründung
einer «gewerkschaftlichen Abteilung» zu beschliessen.

Die Versammlung beschliesst, eine Kommission
einzusetzen, die die Vorarbeiten für den Zusammenschluss
zu treffen, Statuten auszuarbeiten und den gemeinsamen
Anschluss an den Schweizerischen Gewerkschaftsbund
in die Wege zu leiten hat.

Diese Kommission hat sich aus Mitgliedern des
Initiativkomitees und der Sektion Bern gebildet und wird
die genannten Arbeiten beförderlichst in Angriff
nehmen. Hoffen wir, dass dadurch der Wunsch der Grosszahl

der Mitglieder des Heizer- und Maschinistenverbandes
der Schweiz in die Tat umgesetzt werden kann.
Holzarbeiter. Mitte Juni fand in Zürich die

Delegiertenversammlung des Schweizerischen Holzarbeiterverbandes

statt. Verbandspräsident Hohner hiess die
Delegierten willkommen; darauf folgten die Be-
grüssungsansprachen der anwesenden Gäste. Der
Tätigkeitsbericht des Vorstandes, der Kassenbericht und der
Bericht der Beschwerdekommission wurden nach kurzen
Bemerkungen einstimmig genehmigt. Es folgte die
Delegiertenversammlung der Krankenkasse und die Beratung

der hierher gehörenden Anträge. Mit grosser Mehrheit
wurde ein Antrag auf Auflösung der Frauenkrankenkasse

angenommen, da diese Institution ihren Zweck,
die Frauen für gewerkschaftliche Ziele zu gewinnen,
nicht erfüllte.

In der zweiten Sitzung referierte- Genosse Reichmann

über Lohnabbau und Arbeitszeitverlängerung. Die
Diskussion gab den Delegierten Gelegenheit, sich
eingehend über diese Fragen und über die kürzlich zum
Abschluss gekommene Holzarbeiter-Aussperrung
auszusprechen. Alle Redner wiesen auf die Bedeutung des
Kampfes hin und stimmten im allgemeinen dem
Vorgehen des Verbandsvorstandes zu. Dessen Taktik wurde
gutgeheissen und die seinerzeit beschlossenen Kampfin

assnahmen gegen die Verlängerung der Arbeitszeit
bestätigt.

Der Verbandstag behandelte darauf die Anträge zu
den Statuten. Die Massregelungs- und Inhaftierten-
unterstützung soll in Zukunft bis 50 Prozent des Lohnes
betragen. Die Bau- und Holzarbeiterzeitung soll in
deutscher, französischer und italienischer Sprache erscheinen.
Die Statuten des neuen Bau- und Holzarbeiterverbandes
wurden schliesslich mit wenigen Modifikationen
angenommen. Die Wahl der Verbandssekretäre vollzog sich
in bestätigendem Sinne. Darauf schloss der Vorsitzende
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